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Ordentliches eisenbahnrechtliches Plangenehmigungsverfahren  

Planvorlage der SBB: Fahrbahnerneuerung Bischofszell Nord 

 

Gemeinde/n Bischofszell und Hohentannen 

Gesuchstellerin  Schweizerische Bundesbahnen SBB, 4600 Olten  

Gegenstand Das Bauvorhaben umfasst die Erneuerung der Fahrbahn im Bereich des Bahn-

hofs Bischofszell Nord (Ersatz der betreffenden Gleise und Weichen mit Schotter-

reinigung oder Schotterersatz bzw. mit Unterbausanierung) sowie punktuelle An-

passungen an weiteren Anlageteilen. Die Sanierung ist zufolge Abnützung und 

Verschleiss notwendig. 

Für Detailinformationen wird auf die öffentlich zur Einsichtnahme aufgelegten 

Planunterlagen verwiesen. 

Umweltrechtliche Aus-

nahmebewilligungen 

Für das Bauvorhaben sind Bewilligungen nach dem Waldgesetz (Unterschreitung 

Waldabstand) und nach dem Gewässerschutzgesetz notwendig. 

Für Detailinformationen wird auf die öffentlich zur Einsichtnahme aufgelegten 

Planunterlagen verwiesen 

Verfahren Das Plangenehmigungsverfahren richtet sich nach dem Verwaltungsverfahrens-

gesetz vom 20. Dezember 1968 (VwVG; SR 172.021), soweit das Eisenbahnge-

setz vom 20. Dezember 1957 (EBG; SR 742.101) nicht davon abweicht. Leitbe-

hörde für das Verfahren ist das Bundesamt für Verkehr (BAV). 

Öffentliche Auflage Die Planunterlagen können vom 14.03.2025 bis 28.04.2025 während den or-

dentlichen Öffnungszeiten an folgenden Stellen eingesehen werden:  

- Bauverwaltung Bischofszell, Kornhalle, Bahnhofstrasse 5, 9220 Bischofs-

zell 

- Gemeindekanzlei Hohentannen, Hauptstrasse 18, 9216 Hohentannen  

Aussteckung Die durch das geplante Werk bewirkten Veränderungen werden während der Auf-

lagefrist im Gelände ausgesteckt (Installationsplätze).  

Einsprachen Wer nach den Vorschriften des VwVG Partei ist, kann während der Auflagefrist 

bei der Genehmigungsbehörde Einsprache erheben.  

Wer nach den Vorschriften des Bundesgesetzes über die Enteignung vom 

20. Juni 1930 (EntG; SR 711) Partei ist, kann während der Auflagefrist sämtliche 

Begehren nach Art. 33 EntG geltend machen (Einsprachen gegen die Enteig-

nung; Begehren nach den Art. 7 – 10 EntG; Begehren um Sachleistung nach 



 

 

 

2/2 

BAV-A-82D83401/42 

 
Aktenzeichen: BAV-041.4-4/9/1/8/8/1 

Art. 18 EntG; Begehren um Ausdehnung der Enteignung nach Art. 12 EntG; die 

geforderte Enteignungsentschädigung nach Art. 16 und 17 EntG). 

Wird durch die Enteignung in Miet- und Pachtverträge eingegriffen, die nicht im 

Grundbuch vorgemerkt sind, so haben die Vermieter und Verpächter davon ihren 

Mietern und Pächtern sofort nach Empfang der persönlichen Anzeige Mitteilung 

zu machen und den Enteigner über solche Miet- und Pachtverhältnisse in Kennt-

nis zu setzen (Art. 32 Abs. 1 EntG). 

Einsprachen müssen schriftlich und im Doppel innert der Auflagefrist (Datum der 

Postaufgabe) beim Bundesamt für Verkehr, Sektion Bewilligungen I, 3003 

Bern eingereicht werden. Wer keine Einsprache erhebt, ist vom weiteren Verfah-

ren ausgeschlossen 

Einwände betreffend die Aussteckung sind sofort, jedenfalls aber vor Ablauf der 

Auflagefrist beim BAV vorzubringen (Art. 18c Abs. 2 EBG). 

 

Bern, 10.03.2025 Bundesamt für Verkehr, 3003 Bern 

 


